
Wer schon einige Jahre 
mit offenen Augen durch 

deutsche Städte geht, wird un-
weigerlich einige Veränderun-
gen bemerkt haben. Die Zahl 
der Überwachungskameras 
wächst, die Polizei bemüht sich 
in den Stadtzentren Präsenz zu 
zeigen und ist an einigen Orten 
mit Maschinenpistolen ausge-
stattet. Egal ob diese Verände-
rungen uns beunruhigen oder 
nicht weiter stören, lohnt es sich 
zu fragen, was dahinter steckt. 

Die Bundesrepublik Deutsch-
land rüstet auf. Gesetzesänderun-
gen auf Bundes- und Landesebene 
in den letzten Jahren haben Schritt 
für Schritt mehr Überwachungs-

maßnahmen legalisiert und der Po-
lizei neue Befugnisse gegenüber 
den BürgerInnen dieses Landes 
verschafft. Tatsächlich haben alle 
Bundesländer außer Thüringen in 
den letzten Monaten neue Polizei-
gesetze erlassen oder planen es. 
Einige Gesetze wie das bayrische 
„Polizeiaufgabengesetz“ stechen 
dabei hervor, dort wird der Einsatz 
von Handgranaten legalisiert. Per-
sonen, die laut Polizei Straftaten 
begehen könnten, dürfen nun als 
sogenannte „Gefährder” theore-
tisch unbegrenzt eingesperrt wer-
den. Die Polizei muss lediglich 
belegen, dass die von ihnen be-
hauptete Gefahr weiterhin besteht.

Auch in anderen Bundeslän-

dern gibt es die gleiche Tendenz. 
Das neue Gesetz aus NRW emp-
fiehlt ein aggressiveres Vorgehen 
gegenüber DemonstrantInnen, 
zahlreiche Länder führen soge-
nannte „elektronische Fußfes-
seln“ gegenüber „Gefährdern” ein, 
die Überwachung von E-Mail- 
Verkehr und Handys durch die 
Polizei wird ebenfalls legalisiert. 
Nicht nur die Propaganda der AfD, 
die ja ohnehin von Angst und Ver-
unsicherung lebt, begleiten diese 
Maßnahmen, sondern auch De-
batten von „etablierten“ Politikern 
wie Gesundheitsminister Jens 
Spahn (CDU) oder Innenminister 
Horst Seehofer  (CSU).
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– von Lukas Baimler–

Ein paar Tage zuvor sollte eine 
hochschwangere Nigerianerin aus 
dem Krankenhaus heraus abge-
schoben werden. Das Kranken-
hauspersonal stellte sich gegen die 
Abschiebung und die Polizei. Nur 
so konnte verhindert werden, dass 
die Frau und das ungeborene Kind 
Schaden nehmen.

Im Jahr 2017 wurden offizi-
ell 981 Abschiebungen verhin-
dert. In 314 Fällen weigerte sich 
das Flugzeugpersonal dagegen, 
die Geflüchteten mitzunehmen, in 
111 Fällen waren die Geflüchteten 
krank und in 31 Fällen verweiger-
te das Herkunftsland die Einreise. 
Die Hälfte – 524 Fälle – wurden 
wegen Widerstandshandlungen ge-
stoppt. 

Wir dürfen uns nicht 
spalten lassen!

Geflüchtete und MigrantInnen 
sind ein stark unterdrückter Teil der 
ArbeiterInnenklasse in Deutsch-

land. Obwohl sie mit uns arbei-
ten und mit uns leben, werden sie 
durch den Staat oft als Menschen 
zweiter Klasse behandelt. Sie sind 
Opfer von Diskriminierung, Hass 
und Vorurteilen.

Parteien wie die AfD 
und CDU/CSU ver-

breiten Fremdenhass 
und versuchen die  

ArbeiterInnen-
klasse in Deutsche 
und Nicht-Deut-
sche zu teilen.  

Nicht immer gelingt ihnen das. 
Die deutschen ArbeiterInnen soli-
darisieren sich immer wieder mit 
Geflüchteten gegen Abschiebun-
gen, sie stellen sich gegen Frem-
denhass auf der Arbeit oder der 
Straße. Sie merken, dass sie letzt-

endlich durch das gleiche System 
unterdrückt werden – Durch den 
gleichen Boss ausgebeutet werden, 
vom gleichen Staat an der Nase he-
rumgeführt werden. Dieser Staat, 
der die Abschiebegesetze erlässt, 
ermöglicht gleichzeitig die Leih-
arbeit, baut mit der Agenda 2010 
die soziale Sicherung massiv ab 
und gibt der Polizei unbeschränkte 
Befugnisse zu unserer Unterdrü-
ckung.

 In den letzten Jahrzehnten wird 
immer mehr klar, der Staat hilft uns 
ArbeiterInnen nicht, weder Deut-
schen noch MigrantInnen.

Was uns als ArbeiterInnen-
klasse hilft ist unsere Solidarität, 
das heißt: nur gemeinsam können 
wir uns gegen Unterdrückung und 
Ausbeutung wehren. Wir können 
Widerstand zeigen gegen die Ban-
ken und Konzerne die in ihrem In-
teresse gegen unser Interesse han-
deln, wir können die Solidarität zu 
unserer Waffe machen.
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Warum das alles? 
Die Polizeistatistik verzeichnet 

im letzten Jahr ein Sinken der Kri-
minalitätsrate um fast 10%: Der 
niedrigste Wert seit 1990. Die Zahl 
von tatverdächtigen MigrantInnen 
ohne deutsche Staatsbürgerschaft, 
worunter auch Flüchtlinge fallen, 
fiel besonders stark um über 20%.

Naheliegend ist, diese innen-
politischen Kriegsvorbereitungen 
nicht als Reaktion 
auf die Gegenwart, 
sondern als vorbeu-
gende Maßnahme 
im Hinblick auf die 
Zukunft zu verste-
hen. Selbst an einem 
stabilen Land wie 
Deutschland werden 
die sich zuspitzenden politischen 
und wirtschaftlichen Widersprü-
che auf der Welt nicht dauerhaft 
spurlos vorüber gehen. Genau da-
vor fürchten sich die Herrschen-
den in diesem Land. Sie befürch-
ten, dass die ArbeiterInnenklasse 
sich nicht mehr so ruhig und wi-
derstandslos ausbeuten lässt wie in 
den letzten Jahren und nicht mehr 
klaglos Verschlechterung um Ver-
schlechterung ihrer Lebensbedin-
gungen hinnimmt. Diese Sorge um 
den „sozialen Frieden“, wie es in 
den großen Zeitungen dieses Lan-
des heißt, steht hinter der oben be-
schriebenen Politik.

Der Punkt an dem es eben nicht 
mehr weitergeht wie bisher, könn-
te näher sein als wir ahnen. 

Einerseits entwickelt sich der 
Kapitalismus nie gleichmäßig, er 
entwickelt sich in Krisen. Jahre-
lange Phasen wirtschaftlichen Auf-
schwungs wechseln sich mit jahre-
langen Phasen von wirtschaftlicher 
Stagnation ab. Die letzte große 
Krise begann im Jahr 2008 und 
sitzt Konzernen, Banken und Po-
litikern mit Sicherheit noch immer 
in den Knochen. Nach Ausbruch 
dieser Krise nahm die  Wider-
standsbewegung der Bevölkerung 

in vielen Ländern auf der Welt ei-
nen Aufschwung, in Griechenland 
oder Spanien, in Nordafrika, Brasi-
lien und auch in den USA war das 
zu beobachten. Das ist kein Zufall, 
denn in einer Krise werden alle 
schreienden Ungerechtigkeiten 
des Kapitalismus noch offensicht-
licher: Millionen Menschen wer-
den arbeitslos gemacht, weil sie 
nicht genügend Geld verdienen, 
um sich die Produkte zu kaufen, 
die sie selbst hergestellt haben.

Der deutsche Staat 
wird kriegsbereit
Außerdem rüstet Deutschland 

nicht nur gegenüber der eigenen 
Bevölkerung auf, sondern bereitet 

sich auch auf den nächsten großen 
Krieg vor: Die Bundesregierung 
kündigt offensiv an, die Rüstungs-
ausgaben in den nächsten Jahren 
zu verdoppeln und sie bemüht 
sich eine einheitliche europäische 
Waffenindustrie zu schaffen, als 
Machtbasis im Konkurrenzkampf 
um die Welt. Die Spannungen ver-
schärfen sich von Syrien über die 
Ukraine und auch im pazifischen 
Ozean. Deutschland macht sich 
in dieser Situation kriegsbereit, 

weil die Regierung be-
griffen hat, dass die USA 
weder dazu in der Lage 
noch dazu bereit ist, 
Deutschlands Interessen 
militärisch durchzuset-
zen – und auch niemand 
anders. Heute wissen wir 

nicht, wann dieser große Krieg 
ausbrechen wird, wenn es aber so-
weit ist, dann wird er auch für uns 
Not und Elend bedeuten und ohne 
Zweifel Widerstand auf den Plan 
rufen. 

Bei den neuen deutschen Poli-
zeigesetzen geht es dem Staat also 
darum, sich Instrumente zu schaf-
fen, mit denen er auch in Zukunft 
„Ruhe und Frieden“ im eigenen 
Land sicherstellen und im Zweifel 
erzwingen kann. Wir müssen die-
sen Prozess daher als Vorbereitung 
der Herrschenden im Kampf gegen 
ArbeiterInnen- und kommunis-
tische Bewegung betrachten, der 
am Ende auch uns treffen wird. Es 
wird Zeit, aufzuwachen und Wi-
derstand zu leisten.
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Warum Widerstand  
gegen Abschiebungen uns 

allen den Rücken stärkt
– von Salomin Eiden –

Krieg, Terror, Folter, Verfol-
gung, Diskriminierung, die 

Suche nach einem lebenswerten 
Leben – es gibt viele Gründe 
weshalb Menschen derzeit ihr 
Heimatland verlassen und den 
gefährlichen Weg der Flucht 
wählen. Mehr als 65 Millionen 
Menschen sind derzeit auf der 
Flucht, die Hälfte davon sind 
Kinder. 

45 Millionen Menschen fliehen 
innerhalb ihres Heimatlandes, die 
Übrigen flüchten in direkt anlie-
gende  oder weiter entfernte Län-
der. In Deutschland haben in den 

letzten drei Jahren fast zwei Milli-
onen Menschen Zuflucht gesucht. 
Sie erhoffen sich in Deutschland 
ein besseres Leben, sie hoffen auf 
Arbeit und Akzeptanz. Doch sie 
werden in Geflüchtetenunterkünf-
ten eingesperrt und aus der Gesell-
schaft ausgegliedert. Wenn Asyl-
anträge abgelehnt werden, wird 
die Person noch nicht einmal über 
den Abschiebezeitpunkt infor-
miert. Meistens kommt die Polizei 
am frühen Morgen in die Wohnung 
oder die Unterkunft der Person, 
um den Überraschungseffekt zur 
Abschiebung zu nutzen. 

Widerstand gegen 
Abschiebungen

So war es auch bei dem Togo-
lesen im baden-würtembergischen 
Ellwangen,  der Anfang Mai mor-
gens um 5 Uhr abgeschoben wer-
den sollte. 200 seiner Mitbewoh-
nerInnen haben sich der Polizei in 
den Weg gestellt und so mussten 
die BeamtInnen den jungen Mann 
wieder frei lassen. Nur mit einem 
massiven Polizeiaufgebot konnte 
die Polizei den Togolesen am Ende 
doch in Abschiebehaft bringen. 
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In München gingen über 30.000 Menschen gegen das neue Polizeiaufgabengesetz auf die Straße

Sie befürchten, dass die  
ArbeiterInnenklasse sich nicht 

mehr so ruhig und wider-
standslos ausbeuten lässt.

Proteste in Ellwangen, 9.5.2018 


